
Z 8398 C 
nformationsdienst der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 

9 
84 

Union in 
Deutschland 

Bonn, den 15. März 1984 

<tt[fL9 des Bundesvorstandes der CDU 
^nvi2. März 1984 
^!ni32. Bundesparteitag 
^219. bis 11. Mai 1984 

Deutschlands Zukunft 
*ls moderne und 
humane Industrienation 
Stutt garter Leitsätze für die 80er Jahre 



UiD 9 •  15. März 1984 • Seite 2 

Stuttgarter Leitsätze 

Seit* 
3 

I. Präambel 

II. Analyse des Wandels in Wirtschaft und Gesellschaft 
— Gesellschaftlicher und technischer Wandel 
— Veränderung der internationalen Wettbewerbsbedingungen 

III. Perspektiven und Ziele 
— Den Strukturwandel annehmen und gestalten 
— Technischer Wandel und gesellschaftlicher Fortschritt 
— Neues Verständnis von Arbeit und Wachstum 
— Europäische und weltwirtschaftliche Verantwortung 

IV. Politische Folgerungen 
— Verbesserte Rahmenbedingungen für die Wirtschaft 
— Verbesserte Rahmenbedingungen für Forschung und moderne Technik 
— Neugestaltung von Arbeitsmarkt und Arbeitszeit 
— Reform des Familienlastenausgleichs 
— Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktiwermögen 
— Umweltschutz in der Sozialen Marktwirtschaft 
— Internationale Verantwortung 

V. Die Herausforderungen der Zukunft bestehen 



 -  UiD 9 •   15. März 1984 • Seite 3 

\ präambel 
Qru 

r"jJndlage der „Stuttgarter Leitsätze" ist das Grundsatzprogramm der CDU. Unsere 
in(je 

Werte Freiheit, Solidarität und Gerechtigkeit fordern eine Ordnung der Wirtschaft, 
Fialen t'Ch d'e Menscnen frei und sozial entfalten können. Der Ordnungsrahmen der So- 
sCfw. arktwirtschaft erfüllt diese Forderung. Die Soziale Marktwirtschaft ist ein wirt- 
QereCk".Und gesel|schaftspolitisches Programm für alle, weil es Leistung mit sozialer 
heit i -^eit, Wettbewerb mit Solidarität und Eigenverantwortung mit sozialer Sicher- 
2um ME'nklang b^ngt- Die Soziale Marktwirtschaft hat ihr geistiges Fundament in der 

enschenbild des Christen gehörenden Idee der verantworteten Freiheit. 

WirtSc. 1 die 9r°ße Volkspartei der Bundesrepublik Deutschland, hat die Soziale Markt- 
Wirtsch f POlitiscn durcngesetzt. Dies war die Voraussetzung für den erfolgreichen 
Urkj SQ

a. tlicnen Wiederaufbau Deutschlands. Sie hat uns einen hohen Lebensstandard 
^'bsth ^icnerneit gebracht, die soziale Partnerschaft gefördert und den Menschen 
Wirtsch ef

Stimmun9 und eigenverantwortliches Handeln ermöglicht. Die Soziale Markt- 
^aipr, o verbindet die Vorteile einer freien Marktordnung mit der Verpflichtung zur so- 

^erechtigkeit. 

P>asSLJn 
lrtscnaftliche und soziale Bedingungen stellen neue Anforderungen an die An- 

bog. 9s~ und Leistungsfähigkeit der Sozialen Marktwirtschaft. Diese Anforderungen 
der Ve^n Uns im gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und technischen Wandel sowie in 

Änderung der internationalen Wettbewerbsbedingungen. 
^Ch • 

'^ricj ir|nd
einer Zeit neuer Herausforderungen, vor denen die Bundesrepublik Deutsch- 

9entu ^n 80er Jahren steht, müssen persönliche Freiheit, Gleichheit der Chancen, Ei- 
*ie|e ' Wohlstand, Arbeit und sozialer Fortschritt für alle gesichert werden. Um diese 
^rnent

erreichen, müssen in Zukunft vor allem die grundlegenden ordnungspolitischen 
%•      e der Sozialen Marktwirtschaft wieder stärker zur Geltung kommen. Dazu gehö- 

cje2   
ewerb und persönliches, sozialverpflichtetes Eigentum; 

Mach
n

f
trale Steuerung durch Märkte und Tarifautonomie; 

Preih        trolle durcn Gewaltenteilung und staatliche Aufsicht; 

Selb eit der Verbraucher, der Unternehmen und des Berufes; >6|k —    'xiurau^nci,   UCI    UllieillCII 

rei|h  
and'gkeit und Risikobereitschaft; 

schritt ^ deS einze|nen am wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftlichen Fort- 

U'eSo2- 
%$r 'al® Marktwirtschaft hat den Freiheitsspielraum des einzelnen erweitert. Sie hat 
?e Men 

Erwartungen ausgelöst, die über den materiellen Wohlstand hinausgehen. 
th ^Df°hen beurtei|en wirtschaftlichen Fortschritt auch danach, ob er Raum läßt für 
V nsche den' 9ebraucht zu werden und eine sinnerfüllte Aufgabe zu haben, ob er mit 
erantw nvvurdigen Arbeitsplätzen und der Anerkennung persönlicher Leistung und 

f^ tyirts       9 verbunden ist. 
$ 'k° fördhaftS" Und Gesellschaftspolitik der CDU will die Bereitschaft zu Leistung und 
VLJt)siaiarit

ern und eine eigenverantwortliche Lebensgestaltung nach dem Prinzip der 
6rtrauen     ermöglichen. Wir wollen eine Gesellschaft, in der der einzelne Zuwendung, 

Und Geborgenheit erfährt — eine Gesellschaft mit menschlichem Gesicht. 
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II. Analyse des Wandels in Wirtschaft 
und Gesellschaft 
Gesellschaftlicher und technischer Wandel ^ 
2. Wirtschaft und Gesellschaft in der Bundesrepublik Deutschland haben sich in ^, 
vergangenen Jahrzehnten tiefgreifend verändert. Der Lebensstandard der Bürge ^ 
sich gegenüber den 50er Jahren entscheidend verbessert. Das Ausbildungsnivea 
Bevölkerung ist hoch entwickelt. Wohlstand ist für viele eine Selbstverständliche 
worden. Gleichzeitig ändern immer mehr Menschen ihre Bedürfnisse und Wertn     .„ 
gen  Schutz der Umwelt, größere Beteiligungschancen an Entscheidungsprozes 
Politik Wirtschaft und Gesellschaft und erweiterte Gestaltungsspielräume im Are>     ,,, 
ben erhalten ein neues Gewicht. Die Möglichkeiten zur sozialen und kulturellen 0 
gung sowie zur individuellen Weiterbildung haben sich erweitert. ^\ 
Während die Produktion selbst immer mehr von Maschinen übernommen wird\g die- 
die Nachfrage nach Arbeitskräften für Dienst- und Serviceleistungen. Das Ergebn 
ses Wandels der Arbeitsformen ist nicht nur eine Erweiterung des Dienstieis „ 
bereichs; auch innerhalb des Produktionsbereichs nimmt der Anteil solcher Ar ^ 
zu die den Charakter von Dienstleistungen haben. Neue Arbeitsplätze werden vo ^ 
im Dienstleistungssektor entstehen. Die Zahl der dort Beschäftigten wird zunehrn „ 
Produktionssektor wird die Zahl der Beschäftigten eher zurückgehen. Sem Beitrw & 

Bruttosozialprodukt wird jedoch dank der technischen Entwicklung zunehmen 
her auch künftig seine herausragende wirtschaftliche Bedeutung behalten. j 

3 Die Bundesrepublik Deutschland befindet sich auf dem Weg in eine information^ 
entierte Gesellschaft, in der kreative Kenntnisse und Fertigkeiten eine größere y 
tung erhalten. Die neuen Technologien sind daher nicht nur Ursache des Wano^ 
Beschäftigungsformen, sondern zugleich Anstoß für neue und zusätzliche U' / 
stungen in den Bereichen Information und Beratung, Bildung und Kultur, Freu ^ 
Sozialarbeit. Zugleich werden zusätzliche Arbeitsplätze im Natur- und Umweltscri* 
schaffen Ausmaß und Schnelligkeit dieser Veränderungen hängen allerdings a t«r 
von ab, ob diese Dienst- und Serviceleistungen zu marktgerechten Preisen ang 

werden. -e/ 
4 Zu den Faktoren des gesellschaftlichen Wandels gehört auch der Wandel der• * 
kerungsstruktur; insbesondere der Altersaufbau wird sich entscheidend ve' <# 
Dies hat für die Gesellschafts- und Wirtschaftspolitik in den 80er Jahren garw-fr 
Konsequenzen als in den 90er Jahren. Während in den 80er Jahren geburw y 

Jahrgänge auf den Arbeitsmarkt drängen, werden hingegen in den 90er Jahre ^ 
tenschwache Jahrgänge weniger Arbeit nachfragen. Der Anteil der arbeitenden 5 

kerung wird abnehmen, während der Anteil der Rentner stark zunehmen •l'#> 
Veränderung der demographischen Rahmenbedingungen betrifft alle gesetzt A 

terssicherungssysteme gleichermaßen. Deshalb darf bei den notwendigen AHP 

gen keine Gruppe der Gesellschaft ausgenommen werden. ^ 

5. In der Bundesrepublik Deutschland werden nach wie vor erstklassige technisc ^ 
dukte hergestellt. Ebenso hat die deutsche Wirtschaft international eine fuhren^ 
lung im Angebot von kompletten Produktionsanlagen und damit verbundenen ^ 
leistungen. Diese Bereiche werden auch künftig von großer wirtschaftlicher ö 
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Mik der Entwicklung und Anwendung von wichtigen Schlüsseltechniken wie z.B. 
üe 

Oelektronik und Biotechnik besteht demgegenüber ein Nachholbedarf. Die Zahl der 
noch

Schen Patente stagniert. Zur Rohstoff- und Energieabhängigkeit darf nicht auch 
r> eine Technologieabhängigkeit in wichtigen Industriebereichen hinzukommen. 

tjr   
s Folge sozialdemokratischer Politik in den 70er Jahren ist der Staatsanteil am 

$ta  °
S02'alprodukt zu  stark gewachsen,  haben  sich die Staatsausgaben  und  die 

cHe DVerscnuldung in unvertretbarer Weise erhöht, haben Bürokratisierung und staatli- 
staat tierung zugenommen. Die teilweise Lähmung der privaten Initiative in 
F}Q , Und Gesellschaft, die Behinderung des wirtschaftlichen Strukturwandels, der 
ben 9ang der 'nvestitionen waren die Folgen, die die Arbeitslosigkeit mitverursacht ha- 

be^ Verhangnisvolle Entwicklung hat die Bundesregierung unter Führung der Union 
Schaff ' Die CDU wird den Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft wieder Geltung ver- 
Büra      ' Dadurcn werden private Initiative, Kreativität und Leistungsbereitschaft der 

9er 9estärkt und wird solidarisches Handeln ermöglicht. 

?
eränderung der internationalen Wettbewerbsbedingungen 

natJQn
keinem anderen großen Industrieland hängen so viele Arbeitsplätze von der inter- 

land j?len Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft ab wie in der Bundesrepublik Deutsch- 
Wenj 

ei uns ist es jeder dritte Arbeitsplatz, in Japan nur jeder fünfte und in den USA 
Ueut

9er als Jeder zehnte. Als exportorientiertes Industrieland hat die Bundesrepublik 
Lebe

Scnland nur dann eine Chance, den bestehenden Wohlstand zu erhalten und die 
8 Verhältnisse zu verbessern, wenn sie auch in Zukunft Spitzenprodukte herstellt. 

LandgSer wirtschaftlicher Wohlstand hängt in der Zukunft auch davon ab, ob sich die 
entvy: r in der Dritten Welt wirtschaftlich zu leistungsfähigen und kaufkräftigen Partnern 
tionsk Desha,b ist es unser Interesse, daß die Entwicklungsländer ihre Produk- 
chen p

aft innerhalb einer marktwirtschaftlich orientierten Wirtschaft entfalten. In man- 
deut ^Wicklungsländern werden heute schon Produkte billiger hergestellt, mit denen 
Crjy ^ e Firmen bisher führend auf dem Welt- und Binnenmarkt vertreten waren. Die 
beiträ

be9rüßt diese Fortentwicklung der internationalen Arbeitsteilung, weil sie dazu 
Wici^t- daß sich die Länder der Dritten Welt zu leistungsfähigen Handelspartnern ent- 
c|ahern können- Aufgabe unserer eigenen hochtechnisierten Industriewirtschaft ist es 
S,ärku S'Ch diesen veränderten Wettbewerbsverhältnissen rechtzeitig anzupassen. Die 
Urn de

n9 unserer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ist eine wichtige Voraussetzung, 
n Ländern der Dritten Welt weiter helfen zu können. 

^Perspektiven und Ziele 
0rier,tje

mittel" und langfristig angelegte Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik der CDU 
ö    n sjch an folgenden Zielen: 
Wir

r
k|
nöti9e Freiraum, in dem sich Selbstbestimmung, Leistung und Kreativität ver- 

chertn können- muß für den einzelnen und für gesellschaftliche Gruppen gesi- 
Tec   

Und vergrößert werden. 
tung niScher Fortschritt und Wirtschaftswachstum müssen mit dem Ziel der Erhal- 
rjer 

Unserer natürlichen Umwelt in Einklang gebracht werden. 
n°twendige Strukturwandel unserer Wirtschaft muß durch eine Steigerung ihrer 

9-üi 
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Flexibilität und Dynamik und durch ihre erhöhte Bereitschaft zur Einführung neu 
Produkte und Verfahren sowie neuer Formen der Organisation des Arbeitsmarkt 
angenommen und bewältigt werden. 

Nur mit einer Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, die sich an diesen Zielen orients 
und für verläßliche und dauerhafte wirtschaftliche Rahmenbedingungen sorgt, kön" 
wir die Arbeitslosigkeit überwinden, als führendes Industrieland langfristig besten 
und die soziale Zukunft unseres Landes sichern. 
Leistung und Wettbewerb bestimmen die Wirtschaftspolitik der CDU in den 80er JahJfnp 

Der Erhalt unserer Umwelt, der sparsame Umgang mit knapper werdenden Rohstoff 
und die Schaffung neuer Arbeitsplätze gelingen am besten durch Wettbewerb, wei 
neue und zukunftsträchtige Lösungen am ehesten gewährleistet. Grundsätzlich gibl 

keine Wirtschaftsordnung, die Fehlentwicklungen völlig ausschließt. Allerdings ist 
Soziale Marktwirtschaft das ordnungspolitische Konzept, das durch seine dezentra 
Steuerungsmechanismen und das Leistungs- und Urteilsvermögen freier verantwo 
eher Bürger Fehlentwicklungen am ehesten vermeidet und am schnellsten korrigier • 

10. Die junge Generation braucht eine überzeugende Zukunftsperspektive. Bei iu^=L 
Menschen sind die negativen Auswirkungen der Arbeitslosigkeit besonders schwerw 
gend. Es bedarf daher einer außergewöhnlichen Anstrengung aller, um die Jugend 
beitslosigkeit in den 80er Jahren schrittweise abzubauen. Die CDU hat dazu im Febr 
1984 ein eigenes Programm mit konkreten Vorschlägen vorgelegt. Jugendarbeitslos 
keit ist ein besonders ernstzunehmendes Teilproblem der allgemeinen ArbeitslosigK.^ 
die nur abgebaut werden kann, wenn wir die modernen Technologien annehmen, unsere 
ternationale Wettbewerbsfähigkeit stärken, die Eigenkapitalbasis unserer Unternehrn 
verbessern und vor allem die Fähigkeit unserer Wirtschaft erhöhen, auf Wechsel 
wirtschaftliche Daten schnell und flexibel zu reagieren. Wir müssen aber auch alle an 
ren vernünftigen Möglichkeiten nutzen, um Nachfrage und Angebot von Arbeitspia 
wieder in Einklang zu bringen. Die flexiblere Gestaltung der Arbeitszeit und die Sc 
fung von Teilzeitarbeitsplätzen können dazu wesentlich beitragen. 
11. Wir werden die Herausforderungen der 80er Jahre nur bestehen, wenn der soZ' 
Konsens in der Bundesrepublik Deutschland erhalten bleibt. Gerade in wirtschat 
schwierigen Zeiten ist dieser Konsens besonders wichtig. Wir verstehen Mitbes 
mung als Ausdruck partnerschaftlicher Mitverantwortung. Die Tarifparteien, GeW

dep 
schaffen und Arbeitgeber, sind aufgefordert, sich ihrer Verantwortung gegenüber 
Interessen aller Bürger bewußt zu sein. Dies gilt auch und gerade für die gemeins 
Bewältigung des wirtschaftlichen Strukturwandels. 

Den Strukturwandel annehmen und gestalten . 
12. Weder eine naive Fortschrittsgläubigkeit noch die radikale Ablehnung des tec^ 
sehen Wandels bringen uns weiter. Nicht alles, was technisch möglich und Ökonom^ 
vorteilhaft ist, ist unter humanen Gesichtspunkten wünschenswert. Der Mensch , 
Herr der Technik bleiben. Wir müssen die Risiken beachten und berücksichtigen, *jj, 
sie zu dramatisieren. Die Gefahren der Zukunft liegen nicht im technischen Forts^,grr 
selbst, sondern im Unvermögen, den technischen Fortschritt als Chance für den\ ,g 

sehen zu nutzen und seine Folgen politisch zu gestalten. Hierin liegt die entscheid ^ 
Herausforderung, der wir uns in der Bundesrepublik Deutschland stellen müssen- „ 
CDU tritt für ein nüchternes und vorurteilsfreies Verhältnis zur Technik ein, darni 

i 
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fiancen erkannt und genutzt werden, die der technische Fortschritt zur Lösung ökono- 
'scher und sozialer Probleme bietet. Indem der technische Fortschritt im Arbeitsleben 

n_d in der Freizeit ein höheres Maß an Vielfalt und individueller Selbstbestimmung er- 
°glicht, trägt er zum gesellschaftlichen Fortschritt bei. Des weiteren ermöglichen 
eue Technologien die Dezentralisierung von Produktion und Dienstleistungen, was 
rukturschwachen Regionen, insbesondere im ländlichen Raum und der mittelständi- 
nen Wirtschaft zugute kommt. Die Entwicklung und Nutzung international konkur- 
n*fähiger Technologien  ermöglicht wirtschaftliches  Wachstum,  schaftt  neue,  zu- 
nttssichere und gleichzeitig humane Arbeitsplätze, sichert das soziale Netz und er- 
°glicht den sparsamen Umgang mit knappen Ressourcen und die Reduzierung von 

UrT1Weltbelastungen. 

• Es gibt keine Alternative zum technischen Fortschritt. Wer ihn verhindert, gefährdet 
.     Dauer Wohlstand und Arbeitsplätze. Die Chancen der deutschen Industrie liegen 

besondere darin, die in aller Welt vorhandenen Erkenntnisse auf zukunftsweisenden 
et)ieten aufzunehmen und in Verfahren und Produkte umzusetzen. Die beschäfti- 
n9swirksamen Effekte technologischer Neuerungen müssen auch dadurch genutzt 
rden, indem die deutsche Wirtschaft selbst als Anbieter dieser neuen Techniken auf- 

e Förderung überholter Wirtschaftsstrukturen durch Subventionen kann zwar kurzfri- 
*uk d'e ArbeitsPlätze bestimmter Industriebranchen erhalten, schafft aber keine neuen, 
r    

Unftssicheren Arbeitsplätze und ist auf Dauer nicht zu finanzieren. Es geht um unse- 
Zukunft als führender Industriestaat in den 80er und 90er Jahren. Die Subventionie- 
9 notleidender Industriebranchen muß daher zeitlich befristet und — unter Berück- 
ntigUng sozja|er Erfordernisse — schrittweise abgebaut oder angepaßt werden. Nur 

.   aßt sich das Ziel verfolgen, den Strukturwandel zu erleichtern und negative soziale 
Wirkungen struktureller Verschiebungen zu mildern. Andernfalls werden wir Krisen 

ne Ende haben, statt ein Ende der Krisen. 
14  kl . 

• r\iein- und mittelständische Unternehmen können sich erfahrungsgemäß dem Struk- 
§ V^ndel schneller und besser anpassen. Im In- und Ausland gibt es heute genügend 

'spiele dafür, daß kleine und mittelständische Firmen zu den wachstumstärksten ge- 
s 

en- In den letzten zehn Jahren sind mehr als 80 Prozent aller in den USA neuge- 
tieri enen Arbeitsplätze von Unternehmen geschaffen worden, die nicht mehr als hun- 
j., Mitarbeiter haben. Die 80er Jahre werden deshalb auch in der Bundesrepublik das 

r2ehnt der Selbständigen und des Mittelstandes sein müssen. 

echnischer Wandel und gesellschaftlicher Fortschritt 
flie D'6 neuen Technologien führen vielfach zu erhöhten Qualifikationsanforderungen an 

eschäftigten. Der Mangel an Fachkräften wird möglicherweise in den 90er Jahren 
beit so großes Problem für unsere Volkswirtschaft darstellen wie die Zahl der Ar- 
2j l0sen heute. Schon jetzt bestehen in bestimmten Branchen Engpässe an qualifi- 
f0 

en °is hochqualifizierten Arbeitskräften. Der Wandel der Tätigkeitsbereiche und An- 
$ch rUn9en ist das entscheidende Merkmal der vor uns liegenden Entwicklung. Der 
oje ,.erPunkt menschlicher Arbeit wird künftig stärker in der Planung, dem Aufbau und 
ge 

berwachung von Fertigungsprozessen und weniger in der Produktion selbst lie- 
erh K-'6 Veränderten Anforderungen an Beschäftigte und Arbeitsplatzsuchende haben 

D|iche Konsequenzen für das gesamte Bildungs- und Ausbildungssystem. 
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16. Ein vielfältiges und differenziertes Angebot an Beschäftigungsmöglichkeiten so' 
den unterschiedlichen Fähigkeiten und Interessen aller Bürger gerecht werden. D'e 

CDU will durch ihre Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik dazu beitragen, daß individuel- 
le Leistung und solidarisches Verhalten sich besser ergänzen. 
17. Eine große Chance bietet der technische Fortschritt bei der Humanisierung unsere1" 
Arbeitsbedingungen. Roboter werden monotone und gesundheitsschädigende Arbeite"1 

übernehmen; die gezielte Nutzung der neuen Informationstechniken ermöglicht weiche' 
re Übergänge zwischen bezahlter Arbeit und Freizeit. Sie erleichtert die Individualist' 
rung der Arbeitszeit und ermöglicht die Einrichtung von Teilzeitarbeitsplätzen. Bestimf11 

te berufliche Tätigkeiten können zunehmend auch zu Hause ausgeübt werden, pe 

technische Fortschritt gibt uns zum ersten Mal seit Mitte des 19. Jahrhunderts die Mo9 
lichkeit, Lebens- und Arbeitsrhythmus, Familie und Beruf wieder miteinander zu versön 
nen. 
18. Neue Technologien ermöglichen Produktionsprozesse, die mit teuren Energien un 
knappen Rohstoffen sparsamer umgehen und die Umwelt bedeutend geringer belaste^ 
Die Mikroelektronik spielt dabei als energiesparende und umweltschonende Techno! 
gie eine zentrale Rolle. Die Probleme des Umweltschutzes sind am ehesten mit Hilfe de 
neuen Technologien, keinesfalls aber gegen sie zu lösen. Die Soziale Marktwirtschaft|S 

dabei das ordnungspolitische Konzept, das die Anwendung umweltfreundlicher Techno 
logien am schnellsten und am wirkungsvollsten ermöglicht und dadurch die Lebenst>e 

dingungen weiter verbessert. 
19. Eine gesicherte und möglichst preisgünstige Energieversorgung ist Grundlagefüre' 
hochentwickelte Industrie und Wirtschaft. Wesentlich für die Energieversorgung ist 0 
optimale Nutzung heimischer Vorräte, insbesondere der Kohle. Energie muß aus Grü 
den der Knappheit noch rationeller und sparsamer eingesetzt werden. Gleichzeitig m 
die Energienutzung umweltverträglich erfolgen. Dies kann nur durch den raschen E' 
satz neuer Techniken und deren Weiterentwicklung erreicht werden. 
Einen unverzichtbaren Beitrag zur Energieversorgung wird die Kernenergie zu leist 
haben. Deshalb ist ein verantwortungsbewußter Ausbau der Kernenergie notwendig- 

20. Die Technik an sich ist weder gut noch böse, es kommt auf die Art und Weise ihr 

Anwendung an. Deshalb ist es auch Aufgabe der Politik, die möglichen negativen AU 
Wirkungen des technischen Fortschritts, insbesondere der Informationstechnik, zUJr 

kennen und ihnen vorzubeugen. Im Bereich der Neuen Medien (Jugendschutz) und d 
Datenspeicherung (Datenschutz) macht dies wirksame gesetzliche Regelungen en° 
derlich. Der gentechnologisch mögliche Eingriff in menschliches Erbgut erfordert ne 

Grenzen für das technisch Machbare, die den ethischen Maßstäben unseres chris 
chen Menschenbildes entsprechen. 

Neues Verständnis für Arbeit und Wachstum 
21. Wir brauchen ein neues Verständis von „Arbeit" und von „Wachstum": 
— Arbeit ist nicht nur Arbeit, Leistung ist nicht nur Leistung, wenn sie im Rahmen ö 

Erwerbsarbeit erbracht wird. Es gibt Arbeit nicht nur im Berufsleben, sondern au 

in der Familie und im sozialen Dienst für andere, in der Selbst- und Nächstenhilfe- 
ist widersprüchlich, wenn beide Elternteile, von denen sich einer der Erziehung ° 
Kinder ganz widmen will, oder Arbeitnehmer, die die Pflege kranker oder pflege 
dürftiger Familienangehöriger übernehmen möchten, aus materiellen Gründen 
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Erwerbsarbeit gezwungen werden. Diese Arbeiten müssen anerkannt, gefördert und 
oei der Einkommensverteilung und der sozialen Sicherung berücksichtigt werden. 

" °er Fleiß der Bürger, die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft und die Politik bestimmen 
^oer den Wohlstand und das wirtschaftliche Wachstum unseres Landes. Wirtschaftli- 
hes Wachstum ist jedoch kein Ziel an sich, sondern eine wesentliche Hilfe für die 

Losung gegenwärtig bestehender und künftiger ökonomischer, ökologischer und so- 
zialer Probleme. Wir dürfen Wachstum aber nicht ausschließlich nach dem Umfang 
er Guter und Dienstleistungen bewerten, sondern müssen auch qualitative Verän- 
erungen berücksichtigen. Einsparungen im Energieverbrauch durch neue Techni- 
en und die Kontrolle sowie die Verringerung von Schadstoffemissionen sind Bei- 
Piele solchen qualitativen Wachstums, das unsere Lebensbedingungen verbessert 

ur<d Ressourcen schont. 

Uropäische und weltwirtschaftliche Verantwortung 
Staa?'e technol°9ische und wirtschaftliche Herausforderung durch die Vereinigten 
^ ten und Japan wirft die Frage nach Europas Stellung in der Welt von morgen auf. 

irri it Europa nach außen als wirtschaftliche Einheit auftreten kann, muß seine Einheit 
echtp

nenn geschaffen werden. Wir sind noch ein gutes Stück von der Verwirklichung 
?3 er Binnenmarktverhältnisse in der Europäischen Gemeinschaft entfernt. 

Qren
D'e Soziale Marktwirtschaft, zu der die Freiheit des Handels gehört, erfordert offene 

StrUkt Und e'ne funktionierende internationale Arbeitsteilung. Die damit verbundenen 
W randerungen Sind ZU bewalt'9en. Der Freihandel innerhalb der Europäischen 
der, 'nschaft darf nicnt durch Handelsbarrieren gegenüber Drittländern erkauft wer- 
dranat'e Weltweit wiederauflebenden protektionistischen Tendenzen müssen zurückge- 
d*r ^Werden- Nur d'e liberale Außenhandelspolitik eines politisch geeinten Europas, 
Hpit Und Japans kann dirigistischen Ansätzen im Rahmen der weltwirtschaftlichen 

e,tsteilung entgegenwirken. 
r*'N/Ij

ntwick|ungspolitik ist eine Investition in die Zukunft. Zugleich ermöglicht sie unse- 
en wlrkUn9 be' der Neugestaltung der Weltwirtschaftsordnung. Durch diese Mitwir- 
^ci st °'

len wir erreichen, daß die Grundsätze des freien Welthandels aufrecht erhalten 
ar,kom berücksicnti9t werden. Die weltwirtschaftliche Verflechtung muß weiter vor- 
^de|men" Die Entwicklun9sländer müssen daher noch stärker als bisher in den Welt- 
^'Wick?"1062096" werden- Stark schwankende Rohstoffpreise behindern eine rasche 
9roße ^

Un9 der Dritten Welt und schaden der Wirtschaft in den Industrieländern. Allzu 
9le'chs ankUnQen können vorubergehend durch marktwirtschaftskonforme Aus- 
Wi(*lunSySteme vermieden werden; auf Dauer jedoch muß die Abhängigkeit der Ent- 
Qevverh9Sländer V°m Verkauf ihrer Rohstoffe durch den Aufbau eines verarbeitenden 
^o\vh gemindert werden. Zu diesem Prozeß können private Investitionen und 
lric|Ustr |W"Transfer aus der deutschen Wirtschaft noch mehr als bisher beitragen. Nur 
^eit d 'elander mit dynamischem Wachstum sind in der Lage, den Ländern der Dritten 

Urch steigende Finanzmittel bei ihrer Entwicklung behilflich zu sein. 

?s' Politische Folgerungen 
V6W|-den Wandel in Wirtschaft und Gesellschaft bestehen und die genannten Ziele 

"ehen zu können, hält die CDU die nachstehenden wirtschafts-, finanz- und ge- 
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seilschaftspolitischen Maßnahmen für erforderlich. Manche dieser Maßnahmen berü 
ren die öffentlichen Haushalte. Bund und Länder sollten deshalb so bald wie mögl|C 

aufzeigen, in welchen Grenzen und in welchen Fristen die vorgeschlagenen Maßnahm 
durchgeführt werden können. Dabei muß die Notwendigkeit berücksichtigt werden, dl 

öffentlichen Haushalte weiter zu konsolidieren. 

Verbesserte Rahmenbedingungen für die Wirtschaft 
26. Durch die Gesundung der öffentlichen Haushalte gewinnen Wirtschaft und P°" . 
wieder mehr Handlungsspielraum. Ein geringerer Anstieg der Ausgaben soll dazu W 
tragen, daß der Staatsanteil zurückgeführt wird, um wieder mehr Raum für private In' 
tive zu schaffen. Die Sozialpolitik hat einen wichtigen Beitrag zur Haushaltskonsoli ' 
rung geleistet. Vordringlich ist jetzt ein weiterer Abbau von Subventionen. Eine weite 

deutliche Verringerung der öffentlichen Kreditaufnahme muß den Spielraum für die s 
bilitätsorientierte Geldpolitik der Bundesbank erweitern. Finanz- und Geldpolitik so 
sich vor allem im Interesse der Preisstabilität und der Förderung privater lnvestition 

ergänzen. Preisstabilität dient insbesondere den Sparern und Verbrauchern. 
27. Das Steuersystem ist wesentlicher Bestandteil der wirtschaftlichen Rahmenbe 
gungen. Es hat Einfluß auf fast alle wirtschaftlichen Aktivitäten. Eine Reform der L° 
und Einkommensteuer soll die Leistung von Arbeitnehmern und Selbständigen wie 
stärker anerkennen und Familien mit Kindern spürbar entlasten. Eine spürbare steJ,e 

entlastung erfordert den weiteren Abbau von Steuervergünstigungen.  Es muß 
Grundsatz gelten: Lieber niedrigere Steuersätze und weniger Ausnahmen als h° 
Steuersätze und viele Ausnahmen. 
28. Die Bewältigung des Strukturwandels und die Erhaltung der internationalen Sp'tz  • 
Stellung der deutschen Wirtschaft setzen die Entwicklung und Anwendung zukunfts^ 
entierter Technologien sowie ausreichendes Eigenkapital unserer Unternehmen v°ra ^ 
Die Eigenkapitalquote wird vor allem dann wieder steigen, wenn die Unternehmenser 
ge die Erträge auf risikolose Geldanlagen deutlich übertreffen. Die ertragsunabhäng"9 
Steuern sind bereits gesenkt worden; die Entlastungen bei der Einkommensteuer   ^. 
den die Eigenkapitalbildung insbesondere auch der kleineren Unternehmen begu1!^ 
gen. Auf längere Sicht muß die Struktur der Unternehmensbesteuerung so verän 
werden, daß die heutigen steuerlichen Benachteiligungen der Eigen- und Beteiliguny 
nanzierung abgebaut werden. e 

29. Kleine und mittlere Unternehmen haben eine besonders hohe Innovationskraft-    j# 

Kapitalausstattung ist aber häufig zu gering. Die Bedingungen für die Bildung von 
kokapital müssen daher verbessert werden. Lösungen hierfür bieten Erleichteren   . 
beim Börsenzugang, Vereinfachungen bei der Übertragbarkeit von Unternehmensa 
len, der Abbau steuerlicher Hemmnisse (z. B. Gesellschaftssteuer, Börsenumsatz5 ^ 
er) sowie bessere steuerliche Bedingungen für Kapitalbeteiligungsgesellschaften, 
sich auf die Bereitstellung von Kapital zur Wagnisfinanzierung konzentrieren. ^ 
30. Ein leistungsfähiger Mittelstand ist eine Grundvoraussetzung für den WettbeW r 

Übermäßige Unternehmenskonzentrationen sind wettbewerbsfeindlich. Die CDU Wir |e 

geordneten Wettbewerb weiter gesetzlich sichern und im Bereich der Fusionskon t 

verbessern. Zum Abbau von Wettbewerbsverzerrungen muß das geltende Kartei A 

konsequent angewandt und das Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb verbe • 
werden. 
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31   c 
y* txistenzgründungen stärken Wachstum und Beschäftigung. Die Gründung neuer 
hernehmen wird heute schon durch eine Reihe von Programmen gefördert. Die Wirk- 

. ^keit und Koordinierung dieser Programme muß verbessert werden, auch durch eine 
SoynSiVere Abstimmun9 zwischen Bund und Ländern. Der Wille zur Existenzgründung 
seh V°r allem durcn verbesserte Rahmenbedingungen, insbesondere für mittelständi- 

e und technologieorientierte Unternehmensgründungen gefördert und ermutigt wer- 

• Überflüssige Verordnungen und Gesetze hemmen den Strukturwandel und die Ei- 
sinHlnitiative der Wirtschaft und schränken die Freiheit des Bürgers unnötig ein. Deshalb 
Verh Weltere Maßnanmen zur Entbürokratisierung der Wirtschaft und unserer Lebens- 
b ^ältnisse unerläßlich. Dies gilt insbesondere für das Baurecht, das Gewerbe- und Le- 

nsmittelrecht sowie für die Vorschriften zur Erstellung von Statistiken. 
• Wir wollen den Staat auf seine wesentlichen Aufgaben konzentrieren. Daher sollen 

staatlichen Aufgaben unter dem Gesichtspunkt der wirtschaftlichen Effizienz und 
r 9esellschaftlichen Notwendigkeit überprüft werden. In Bund, Ländern und Gemein- 
n wird die CDU staatliche Unternehmensanteile und Dienstleistungen soweit wie 
9Hch privatisieren. Auch dadurch wird der 

Un9 erweitert und der Wettbewerb gestärkt. 
9üch privatisieren. Auch dadurch wird der Spielraum für private Initiative und Lei- 

erbesserte Rahmenbedingungen für Forschung 
^d moderne Technik 
34  n 

• uer Staat kann und soll Innovationen nicht verordnen. Er sollte aber die Rahmenbe- 
sJ?Un9en fur Forschung und Entwicklung wesentlich verbessern. Dazu gehört eine 
^   burokratisierung der universitären Forschung. Den Hochschulen muß mehr Freiraum 
u_    fle*ibleren Einsatz der Mitarbeiter innerhalb eines gesicherten Personalbestands 

beim Einsatz von Forschungsmitteln eröffnet werden. 
f:o 

aus den 70er Jahren herrührenden Berührungsängste zwischen der universitären 
ker.S°nun9 und der Wirtschaft müssen überwunden werden. Erforderlich ist der Brük- 
tye

Scnlag zwischen Wissenschaft und Wirtschaft. Die Drittmittelforschung ist daher 
ge 

er auszubauen und zu fördern. Dazu müssen insbesondere hemmende Vorschriften 
A    ^ochschulrahmengesetzes sowie der Landeshochschulgesetze geändert werden. 

erdem muß der Wechsel von Wissenschaftlern aus Forschungseinrichtungen in die 
trie und umgekehrt erleichtert werden. Wissenschaftlichen Mitarbeitern von Hoch- 

•• und Forschungseinrichtungen muß die Möglichkeit zur Mitarbeit in technolo- >len 
r|entierten Unternehmen eröffnet werden. 

cje'r !:
Urcn eine intensive Zusammenarbeit zwischen Selbstverwaltungsorganisationen 

V rtscnaft der Wissenschaft und der staatlichen Verwaltung soll die Berater- und 
f6r ^'ttlertätigkeit für die Unternehmen intensiviert und dadurch der Technologietrans- 
^lejn °rdert werden- Of* bleiben Forschungsergebnisse ungenutzt, weil insbesondere 
di6 / 

Und rnittelständische Unternehmen dazu keinen Zugang finden. Einrichtungen für 
h9|L ecnnische Entwicklung und Nutzung wissenschaftlicher Erkenntnisse sollen des- 
sCu ^odellhaft an geeigneten Standorten, wie beispielsweise in der Nähe von Hoch- 
sc^ en oder Instituten mit leistungsfähigen technisch-naturwissenschaftlichen For- 
3.   n9seinrichtungen, angesiedelt werden. 

kr^fc le Förderung und die Chancen hochqualifizierter wissenschaftlicher Nachwuchs- 
Güssen wesentlich verbessert werden. Die Grundlagenforschung muß intensi- 
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viert werden. Es ist unser Ziel, die Spitzenforschung, die den hohen internationale 
Standards entsprechen muß, zu intensivieren. Im öffentlichen und privaten Bereich $° 
len Forschungs- und Entwicklungskapazitäten in wichtigen Schlüsseltechnologien, *" 
zum Beispiel der Informations-, Mikro-, Fertigungs- und Biotechnik entwickelt werde • 
die auf Schwerpunktgebieten in Qualität und Quantität dem internationalen Vergle|C 

standhalten. 
37. Das in den 70er Jahren bestehende Übergewicht der direkten Forschungsförderun9 
führte häufig dazu, daß Unternehmen ihre Produktpalette stärker an staatlichen F°r. 
rungsprogrammen als an den Absatzmöglichkeiten und Bedingungen des Marktes °r 

entierten. Deshalb muß die künftige Forschungsförderung zunehmend indirekt erfolge • 
Leitgedanke der indirekten Forschungsförderung ist es, Wettbewerbsverzerrungen z 

vermeiden, den Freiraum für die Unternehmen zu vergrößern und ihre Eigenverantwo 
lichkeit bei der Durchführung von Forschungs-, Entwicklungs- und Innovationsprojekte 
zu stärken. Diesem Ziel dienen insbesondere die Wiedereinführung von Sondera 
Schreibungen bei Investitionen in Forschung und Entwicklung sowie die Zuschußför 

rung für Personal im Forschungsbereich kleiner und mittelständischer Unternehmen- 
Unternehmen sollen Anreize für höhere eigene Forschungsaufwendungen erhalte^ 
Dies bewirkt eine intensivere Forschungstätigkeit der Unternehmen, die in erster U 
anwendungsorientiert ist und somit eine schnelle Umsetzung von Forschungsergebn' 
sen in die Entwicklung und Herstellung neuer bzw. verbesserter Produkte ermögü0'1 • 
38. In den Bereichen, in denen der Staat als Unternehmer tätig ist, sollte er beispie''1 

und innovationsfördernd handeln. Dies gilt insbesondere für die Deutsche Bundesp0 ^ 
die für die Entwicklung und Markteinführung verschiedener Informationstechniken 
Zusammenarbeit mit der Wirtschaft eine besondere Verantwortung trägt. Die KopPelu 

zweier Basisinnovationen, Mikroelektronik und Glasfasertechnik, soll in Zukunft zu ei ^ 
Verbesserung der Infrastruktur beitragen; sie ist eine wichtige Voraussetzung für rr>e 
Investitionen und neue Arbeitsplätze. Wir brauchen flächendeckende, leistungsfän9_ 
Kommunikationsnetze. Der Zusammenarbeit der Bundespost mit privaten Investoren 
vor allem beim Aufbau örtlicher Breitbandnetze — kommt dabei besondere Bedeute 
zu. 

Neugestaltung von Arbeitsmarkt und Arbeitszeit 
39. Eine wichtige Voraussetzung für die Erhaltung bestehender und die Schaff 
neuer Arbeitsplätze ist, daß für die Betriebe das Verhältnis von Erlösen zu Kosten 
bessert wird. Dies hängt auch wesentlich von der Entwicklung der Arbeitskosten 
Wenn deren Zuwachs dem Produktivitätsfortschritt der Wirtschaft entspricht oder 
sen in einer Übergangszeit zur Überwindung der Arbeitslosigkeit unterschreitet, kön 
zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden. Die Tarifpartner sind aufgefordert, d'0  r, 
Gesichtspunkt auch bei künftigen Lohnabschlüssen zu berücksichtigen. Um die     ., 
aussetzungen für Wachstum, Beschäftigung und internationale Wettbewerbsfähig 
zu verbessern, fordern wir die Tarifpartner auf, zusammen mit der Regierung eine 
meinsame Perspektive zu entwickeln, wie eine weitere Steigerung der Lohnnebe 
sten verhindert oder sogar eine teilweise Senkung erzielt werden kann. ^ 
Eine Senkung des Anteils der Lohnnebenkosten soll die Betriebe und die Arbeitner»  ,g 

von zu hohen Abgaben entlasten. Das Gesundheitswesen ist so zu reformieren, da     r 

gleiche medizinische Leistung zu geringeren Kosten erbracht wird und die Beiträge 
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rankenversicherung gesenkt werden können. Es ist zu prüfen, welche Aufgaben lang- 
!stig <jen Versicherungssystemen und welche der öffentlichen Hand zugeordnet wer- 
6n sollen und wie die Finanzierung der verschiedenen sozialen Aufgaben künftig ge- 
e°hter geordnet werden kann. 

°- Die Tarifverträge herkömmlichen Musters bieten keine ausreichenden Möglichkei- 
n für differenzierte Lohnabschlüsse nach Branchen und Regionen, was angesichts 

ßren unterschiedlicher wirtschaftlicher Lage sinnvoll wäre. Neue Formen von Rahmen- 
ereinbarungen der Tarifparteien könnten einen zusätzlichen Spielraum für die Beleg- 
jjhaft und Unternehmensführung einzelner Betriebe schaffen, Tarifabkommen individu- 

1 auszugestalten. Das würde zu flexibleren Arbeitsabläufen und -Strukturen führen und 
en Arbeitnehmern die Möglichkeit einräumen, das Verhältnis zwischen Arbeitsentgelt, 
lieblichen Sozialleistungen, Arbeitszeit und Vermögensbildung mitzubestimmen. 
.; Zu den wichtigsten Aufgaben der Sozialen Marktwirtschaft in den 80er Jahren ge- 

.0rt eine Neugestaltung des Arbeitsmarktes. Der erweiterte Spielraum, den die neuen 
6chnologien für individuellere Arbeitszeiten und Arbeitsstrukturen geben, muß ausge- 

knöpft werden. Die zur Zeit bestehenden arbeitsrechtlichen Verhältnisse erweisen sich 
s viel zu starr, um dem raschen Strukturwandel gerecht zu werden. In einer Zeit hoher 
rbeitslosigkeit darf das Arbeitsrecht nicht mit dazu beitragen, daß die Gesellschaft ei- 
erseits in gut abgesicherte Arbeitsplatzinhaber und andererseits in chancenlose Ar- 
6'tspiatzsuchende gespalten wird. Deshalb müssen arbeitsrechtliche Vorschriften dort 
exibler gestaltet werden, wo dies zu einer Erweiterung von Beschäftigungsmöglichkei- 
n führt. Was den Arbeitslosen nutzt, kann nicht als sozialer Abbau abgewertet wer- 

6n- Die rechtlichen Voraussetzungen für befristete Arbeitsverträge und für die Einrich- 
n9 und Annahme von Teilzeitarbeitsplätzen sollten verbessert werden, wobei niemand 

»e2wungen werden kann, einen Vollzeitarbeitsplatz aufzugeben. Der öffentliche Dienst 
"te dadurch vorbildlich sein, daß Bestimmungen des Beamtenrechts überprüft wer- 
n und der Spielraum für Zeitverträge und Teilzeitarbeitsplätze genutzt wird. 

J*- Erhöhte Anforderungen an die Beschäftigten und deren veränderte Wünsche und 
ec*ürfnisse erfordern  neue Arbeitszeitregelungen.  Die  Möglichkeiten dazu werden 
Urch steigende Produktivität und zunehmende Rationalisierung eröffnet. Darüber hin- 

,  s sind es insbesondere die neuen Technologien, die ihrerseits die Chance bieten, Ar- 
'tsbedingungen flexibel zu gestalten. Für die CDU hat eine flexible Gestaltung der Le- 

. Arbeitszeit Vorrang, weil sie dem Bürger ein größeres Maß an Wahlfreiheit ein- 
I Urnt- Die CDU begrüßt die Beschlüsse der Bundesregierung zur Vorruhestandsrege- 

.9- weil sie den Bedürfnissen vieler älterer Arbeitnehmer entgegenkommt und gleich- 
ö 

lll9 dazu beiträgt, die Zahl der Arbeitslosen zu vermindern. Die generelle Einführung 
r 35-Stunden-Woche bei vollem Lohnausgleich dagegen schafft nicht neue, sondern 
'ährdet vorhandene Arbeitsplätze und ändert nichts an der bestehenden starren Ar- 

6ltszeitregelung. 

u ' Die Ausbildung für die Arbeitsplätze von morgen muß bereits heute beginnen. 
chqualifizierte Arbeitskräfte sind für die Leistungsfähigkeit unserer Wirtschaft von 

oßer Bedeutung. Weil der technische Fortschritt unsere Tätigkeitsstrukturen stark 
ändert und dadurch neue Berufe entstehen, sind Bund und Länder aufgerufen, bei 

[y   Weiterentwicklung des Bildungswesens diese Veränderungen zu berücksichtigen. 
tl s rnacht eine verstärkte Berücksichtigung der neuen Informations- und Kommunika- 

nstechniken in Bildung und Ausbildung erforderlich. Künftig kommt es weniger dar- 
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auf an, einen bestimmten Lehrstoff mit einer Fülle von SpezialWissen zu bewältigen; er' 
forderlich ist vielmehr ein breiteres Grundlagenwissen, auf dem ein ständiges, lebenS' 
langes Lernen aufbauen kann. Dies erfordert nicht nur eine größere Anpassungsfähig 
keit der Lehrpläne an neue Entwicklungen. Gefordert ist auch die Bereitschaft de5 

einzelnen zur beruflichen Mobilität. Der Vielfältigkeit der Begabungen entspricht e'n 

differenziertes, eigenständiges und durchlässiges System der beruflichen Bildung, daS 

das „duale System" ebenso umfaßt wie die verschiedenen beruflichen Vollzeitschulen- 
Dem Ausbau der beruflichen Weiterbildung kommt künftig eine besondere Bedeutung 
zu. Die Ausbildung in einem Lehrberuf verdient die gleiche gesellschaftliche Anerkefl' 
nung wie in der gymnasialen Oberstufe und an der Universität. 

Reform des Familienlastenausgleichs 
44. Die ungünstige demographische Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland isj 
eine Folge der gesellschaftlichen Abwertung der Familie in den letzten 15 Jahren ^ 
insbesondere der materiellen und sozialen Benachteiligung der Familien mit Kinder- 
Dies hat auch negative Konsequenzen für das System der sozialen Sicherung und Qe' 
fährdet die Existenzgrundlagen unseres Volkes. Die Familie ist die wichtigste Geme'n" 
schaff in unserer Gesellschaft; sie hat eine unverzichtbare Bedeutung durch ihre verah1' 
wortliche Mitwirkung bei wichtigen gesellschaftlichen Aufgaben, wie z. B. der ErZ'e' 
hung, der Gesundheitsvorsorge und den sozialen Diensten. Diese Funktionen der Fan11' 
lie sind unentbehrlich für eine menschlichere Gesellschaft in einer modernen Industrie' 
gesellschaft. Damit die Familie ihre Aufgaben erfüllen kann, brauchen wir eine grund'e' 
gende Reform und Verbesserung des gesamten Familienlastenausgleichs. 

Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktiwermögen 
45. Zur Weiterentwicklung der Sozialen Marktwirtschaft gehört auch eine stärkere Te"" 
habe der Arbeitnehmer am Produktivkapital, wodurch die Arbeitnehmer von LohnemP' 
fängern auch zu Partnern und Teilhabern werden. Dies führt zu einer breiten Verm0' 
gensverteilung, erleichtert eine Wachstums- und beschäftigungsorientierte Lohnp°ljti 

und trägt zur Stärkung der Investitionsfähigkeit unserer Wirtschaft bei. 
Tarifpolitik muß in Zukunft mehr sein als reine Nominallohnpolitik. Sie muß auch die W 
pitalbeteiligung miteinbeziehen und zeitgerechte Einkommenspolitik mit zukunftsoriej' 
tierter Beschäftigungspolitik verbinden. Neben den betrieblichen und außerbetrie^ 
chen Beteiligungsformen, die bereits das Vermögensbeteiligungsgesetz nachhaltig el" 
leichtert hat, muß künftig die außerbetriebliche Kapitalbeteiligung der Arbeitnehmer af1 

nichtemissionsfähigen Unternehmen jeder Rechtsform über Kapitalanlagegesellscha'' 
ten bzw. Kapitalbeteiligungsgesellschaften verstärkt gefördert werden. Insbesondere 
durch eine breite Risikostreuung soll dem Sicherungsbedürfnis der Arbeitnehmer V*£ 
stärkt Rechnung getragen werden; zugleich soll die Eigenkapitalbasis gerade mitte' 
ständischer Unternehmen nachhaltig verbessert werden. Daneben sind Belegschaftsa*' 
tien besonders förderungswürdig. 

Umweltschutz in der Sozialen Marktwirtschaft 
46. Neben den klassischen wirtschaftspolitischen Zielen — hoher Beschäftigung 
stand, Preisstabilität, außenwirtschaftliches Gleichgewicht bei angemessenem Wach5 

turn — ist für uns der Schutz der Umwelt ein gleichrangiges wirtschaftspolitisches Z'e' 



 UiD 9 •   15 März 1984 • Seite 15 

nser Ziel ist es, die Bundesrepublik Deutschland zu einem der umweltfreundlichsten 
^ ustrieländer zu machen. Grundvoraussetzungen dafür sind strenge umweltpolitische 

rgaben des Staates und eindeutig gesetzte, langfristig zuverlässige Rahmenbedin- 
ngen. Dann kann auch die Wirtschaft die erforderlichen Investitionen für technische 
°esserungen mit kalkulierbaren Zeit- und Kostenplänen vornehmen. 

beb6 ordnun9sP°litische Maßnahmen müssen dafür sorgen, daß in Zukunft die umwelt- 
astenden Auswirkungen wirtschaftlicher Aktivitäten in die Kalkulation eingehen. Wer 
Umwelt hoch belastet, muß mehr bezahlen als derjenige, der sie gering belastet. 

ke'itbefürworten marktwirtschaftliche Steuerungskonzepte, die dem Staat die Möglich- 
hanriheben' Belastun9sobergrenzen fur Schadstoffe und Regionen differenziert zu 
seh f 

und schrittweise zu senken. Dadurch wird der Einfallsreichtum unserer Wirt- 
keit     aUf umweltschonende Produktionsverfahren gelenkt, was ihre Wettbewerbsfähig- 

gegenüber Konkurrenten aus anderen Industrieländern erhöht. 

• Die Umweltforschung bedarf besonderer staatlicher Förderung. Ursachen und Wir- 
gen der Umweltbeeinträchtigungen müssen wissenschaftlich geklärt werden. Nur 

d   
den neuesten Techniken und Verfahren kann den verschärften Umweltschutzanfor- 
Ur>gen auch tatsächlich entsprochen werden. 

sich9?6 V°n Forschun9 und Entwicklung sind dabei die Abschätzung der Risiken einer 
sich ynamisch fortentwickelnden Technik und deren Beherrschung, die Erfassung ge- 
tyjck

(rrter Daten über vorhandene und zu erwartende Umweltbelastungen sowie die Ent- 
Klung von Überwachungsverfahren zum Schutz der Umwelt 

Died 
der w eit 9rößte Herausforderung im Umweltschutz ist das Waldsterben. Das Ausmaß 
kun 

dscnäden macht die intensive Erforschung der komplexen Ursachen- und Wir- 
r^szusammenhänge des Waldsterbens erforderlich. Die Anstrengungen zur Minde- 
v°He vr Luftverschmutzun9 müssen konsequent fortgesetzt werden. Da eine wirkungs- 
staat 

Verminderung der Luftverunreinigung nur im Zusammenwirken mit den Nachbar- 
&Un 

en möglich ist, muß auf internationale Maßnahmen gedrängt werden. Dabei muß die 
9en  esrePublik Deutschland auch in Zukunft ein Schrittmacher für europäische Lösun- 

sein. 

^'nationale Verantwortung 

de's J.e Europäische Gemeinschaft soll gestärkt werden. Vorrangig sind der Ausbau 
tyir 

ü|nnenmarktes und die Beseitigung von Handelshemmnissen in der Gemeinschaft. 
dgst

Streben in der Europäischen Gemeinschaft integrierte Wirtschafts-, Technik- und In- 
log! riestrukturen an, die auch auf den Gebieten des Umweltschutzes und der Techno- 
£rfjn" Und Eorschungspolitik eine grenzübergreifende Zusammenarbeit ermöglichen. 
&est |^ngen und wissenschaftliche Erkenntnisse sollen verstärkt ausgetauscht werden. 
^Us h nde Hindernisse für grenzüberschreitende Kooperation und freien Güteraus- 
^err? W'e Z' B" unterscniedliche Normen und Qualitätsstandards, müssen beseitigt 
wen- Die Europäische Gemeinschaft darf kein Wirtschaftsraum werden, der 
Ofl6r

r und mehr von Marktverzerrungen, Subventionswettläufen und einzelstaatlichem 
stUn 

9emeinschaftlichem Interventionismus bestimmt ist. Nur in einer wirtschaftlich lei- 
gsfähigen Gemeinschaft kann auch ein sozialer Ausgleich stattfinden. 
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49. Damit der fortschreitende weltwirtschaftliche Integrationsprozeß nicht behind 
wird, ist die Bewältigung der gegenwärtigen Schuldenkrise, die die Industrie- und c 
Wicklungsländer gleichermaßen berührt, vorrangig. Neuer Protektionismus und lso|atl 

nismus würden die gegenwärtigen Probleme nur noch vergrößern. Jedes Land muß 
seiner Verantwortung stehen. Das verlangt Anpassungsanstrengungen von den Schu 
neriändern, offene Märkte der Industrieländer für die Erzeugnisse aus der Dritten W 
und beschleunigte Strukturanpassungen auf seifen der Industrieländer sowie stärke 
gemeinsame Bemühungen um die Wiederbelebung der Weltkonjunktur und um die S 
kung des internationalen Zinsniveaus. Die Banken dürfen ihre Kredite nicht überst^ 
zi 
Mitteln ausgestattet werden. 
rurückziehen; die internationalen Finanzierungsinstitutionen müssen mit ausreichend 

V. Die Herausforderungen der Zukunft bestehen 
50. Die Regierung Helmut Kohl hat einen neuen Anfang gemacht und die Sanierung 
Staatsfinanzen, eine dauerhafte Gesundung der Wirtschaft sowie die Konsolidierung 
serer Systeme der sozialen Sicherheit eingeleitet. Die Bürger haben wieder Vertra

un- 
gefaßt und durch ihre Arbeit und Opferbereitschaft entscheidend zum Aufschwung ^ 
serer Wirtschaft beigetragen. Im nächsten Jahrzehnt stehen unsere Wirtschaft und 
sere Gesellschaft vor neuen Herausforderungen, die ihre Ursache im Wandel der 
schaftlichen, technischen und sozialen Gegebenheiten sowie in der zunehmenden in 
nationalen Arbeitsteilung haben. Auf der Grundlage der Prinzipen der Sozialen M* 
Wirtschaft hat die CDU mit den „Stuttgarter Leitsätzen" die politischen Lösungen e 

beitet, mit denen wir diese Herausforderungen bestehen können. 
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